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SATZUNG DER GEMEINDE ALBERSDORF ÜBER BEBAUUNGSPLAN NR. 17 

FÜR DAS GEBIET "SÜDLICH DES KLAUS-GROTH-WEGES, ZWISCHEN DER VORHANDENEN BEBAUUNG". 

Aufgrund des§ 10 des Baugesetzbuches in der Fassung vom 8. Dezember 1986 (BGBl. I S. 2253), zuletzt geändert durch Ge­

setz vom 22. April 1gg3 (BGBl. I S. 466) sowie nach§ 82 der Landesbauordnung vom 24. Februar 1983 (GVOBl. Schl.-H. S. 

86) wird nach Beschlußfassung durch die Gemeindevertretung vom 1t.7~Y-M,UC 19Jf. und nach Durchführung des Anzei9everfah­

rens beim Landrat des Kreises Dithmarschen folgende Satzung über den Bebauungsplan Nr. 17 

für das Gebiet "sud~ich des Klaus-Groth-Weges, zwischen der vorhandenen Bebauung", 

bestehend aus der Planze chnung (Teil A) und dem Text (Teil 8), erlassen. 
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60 • bei einem Wa 

Dachpfannen 

Verblendmauerwerk 

Verblendmauerwerk 
Teilflächen in a ~de e 
Materialien. Das Ve r b l...- i­
mauerwerk muß überwi egen . 

Ga:r.agen 1 Nebengebä~de und Anbauten 

- Dach: 

- Ausnahmen: 

wie die Hauptgebäude 

Flachdach oder geneigte 
Dächer bis Jo • 

- Außenwandgestaltung: wie die Hauptgebäude 
. 

- Ausnahmen: - Wintergärten in Glasbau­
weise mit Holz- 1 Kunst­
scoff- oder Metallko11 t k­
tionen 

- Carports in Holz 
- Gartenhäuser bis 16 m 1 

Grundfläche in Holz 

Höhenlage des Erdgescboßfußbodens (Sockelböhe) 

Die Oberkante des Erdgeschoßfußbodens { Sockel höhe im 
Rohbau) darf im Mittel 0,6 m über der OK der Gelände­
oberfläche im Bereich der überbaubaren Grundstücksflä­
che nicht überschreiten. 

Einfriedigungen 

Einfriedigungen an den öffentlichen Verkehrsflächen 
dürten nicht aus geschlossenen Mauern über 0,6 m Höhe, 
Draht oder großflächigen Tafeln aus M~tall, Kunst­
stoff, Holz oder Faserzement hPrgestellt werden. Die 
max. Höhe darf 1,00 m über dem Gehweg der Straßenver­
kehrsfläche nicht überschreiten. 
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Bebauungsplan Nr. 17 

Gemeinde Albersdorf 

Für das Gebiet "südlich des Klaus-Groth-Weges, 
zwischen der vorhandenen Bebauung". 
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B E G R Ü N D U N G 

zum Bebauungsplan Nr. 17 der Gemeinde Albersdorf 
für das Gebiet "südl i c h des Klaus - Groth- Weges, zwischen 

der vorhandenen Bebauung" 

1. Allgemeines 

Die Gemeinde Albersdorf hat zur Zeit rd. 3.420 Einwoh­
ner. Albersdorf liegt im östlichen Teil Dithmarschens 
an den Landesstraßen 316 (ehemals B 204) und 148 
(L 148) sowie an der Bundesbahnstrecke Heide- Neumün­
ster . 

Nach dem Regionalplan des Planungsraumes IV des Landes 
Schleswig- Holstein ist Albersdorf ländlicher Zentral­
ort . 

2. Lage und Topographie des Bebauungsplangebietes 

Die Lage des Bebauungsplangebietes ist aus dem Über­
~ichtsplan im Maßstab 1 : 10 . 000 zu ersehen . 

Das Gebiet liegt östlich der L 316 am südlichen 
Ortsrand. 

Das ca . 0,65 ha große Gebiet des Plangeltungsbereiches 
hat leichtes Gefälle nach Nordwesten. 
Das Sandbodengelände liegt ca . 40 - 41 m über NN. 

3 . Eigentumsverhältnisse 

Die Eigentumsverhältnisse sind aus dem beiliegenden 
Eigentümerverzeichnis zu ersehen. 

Die gesamte Fläche des Pl angeltungsbereiches bef i ndet 
sich im Eigentum eines privaten Erschließungsträgers . 

Bei den Bodenverkehrsgenehmigungen ist zur Auflage zu 
machen, daß sich die Verkäufer und Käufer von Bauge­
lände den Festsetzungen des Bebauungsplanes unterwer­
fen . 

4 . Notwendigkeit der Erschließung und Planungsziele der 
Gemeinde 

Die Aufstellung des Bebauungsplanes ist erforderlich 
geworden , um dem vorhandenen Bedarf an Wohnbaugrund­
stücken in eingeschossiger offener Bauweise Rechnung 
zu tragen . 
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Die Größe des Plangeltungsbereiches wurde notwendig, 
um den Bedarf an Wohngrundstücken eines privaten Er­
schließungsträgers zu decken und um eine günstige 
städtebauliche Gesamtgestaltung mit der übrigen Orts­
lage und eine vertretbare Lösung der Erschließungsmaß­
nahmen zu erreichen. 
Neben der Erschließung von Wohngrundstücken soll wei­
terhin der teilweise erforderliche Bedarf an Flächen 
für den ruhenden Verkehr (Stellplätze) eines in der 
Nachbarschaft vorhandenen Ingenieurbüros gedeckt wer­
den. 

Um in der südöstlichen Ortslage die vorhandene Wohn­
struktur mit 11 Einfamilienhaucharakter 11 auch künftig zu 
erhalten und zu festigen, ist das Baugebiet als allge­
meines Wohngebiet (WA.) mit Nutzungsbeschränkungen 
festgesetzt worden: 

- Es werden nur Einzelhäuser zugelassen; 
- die nach § 4 Abs. 2 Nr. · 4 und 5 BauNVO ausnahmsweise 

zulä~sigen Wohngebäude dürfen nicht mehr als 2 Woh­
nungen haben; . 
die nach§ 4 Abs. 3 Nr. 4 und 5 BauNVO ausnahmsweise 
zulässigen Gartenbaubetriebe und Tankstellen 
sind nicht zulässig. Von diesen Betrieben und 
Anlagen werden Beeinträchtigungen durch Immissionen 
für das Wohngebiet erwartet, wie z.B. Lärmbelästi­
gungen durch Kfz-Verkehr oder Belästigungen durch 
Lärm und/oder Gerüche durch die Betriebe selbst. 

Durch die Festsetzungen eines allgemeinen Wohngebietes 
sind weiterhin die Belange des Umweltschutzes 'beachtet 
worden. Es ist nicht zu erwarten, daß das künftige 
Wohngebiet durch Immissionen, wie z.B. aus der Land­
wirtschaft, Gewerbe·oder durch Verkehr beeinträchtigt 
wird. 

Der Bebauungsplan wird aus dem rechtswirksamen Flä-
_chennutzungsplan der Gemeinde entwickelt. 

Maßnahmen für die Ordnung des Grund und Bodens 

Soweit die vorhandenen Grenzen eine Bebauung nach dem 
vorliegenden Bebauungsplan nicht zulassen, können bo-. 
denordnende Maßnahmen·nach §§ 45 ff. BauGB, bei Grenz­
regelungen das Verfahren nach§§ 80 ff. BauGB sowie 
bei Inanspruchnahme privater Flächen für öffentliche 
Zwecke das Verfahren nach§§ 85 ff. BauGB vorgesehen 
werden. 

Die Maßnahmen und Verfahren sollen jedoch nur dann 
. vorgesehen werden, wenn sie nicht oder nicht rechtzei­
tig im Wege freier Vereinbarungen durchgeführt werden 
können. 

• a •• 
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Versorgungseinrichtungen 

St~om- und Gasversorgung 

Die Versorgung des Baugebietes mit elektrischer Ener­
gie u·nd Erdgas erfolgt durch die Schleswag. 

wa·sserversorgung 

Die Wasserversorgung.erfolgt durch den Wasserbeschaf­
fungsverband Süderdithrnarschen. 

6.3 Feuerlöscheinrichtungen· 

7. 

7.1 

Das Wasserleitungsnetz erhält in den vorgeschriebenen 
Abständen Hydranten, die eine ausreichende Brandbe­
kämpfung des Baugebietes sicherstellen. 

Ent~orgungseinrichtungen 

Müllbeseitigung 

Die Müllbeseitigung erfolgt in geschlossenen Gefäßen 
über die zentrale Müllabfuhr. Sie ist durch Satzung· 
über die Abfallbeseitigung im Kreis Dithmarschen gere­
gelt. 

7. 2 · Abwasserbeseitigung 

Das Schmutzwasser aus dem Plangeltungsbereich wird mit 
Rücksicht auf die Reinhaltung der Gewässer über Kana­
lisationsleitungen der vorhandenen gemeindlichen Klär-
anlage zur Reinigung zugeführt-. · 

· Das anfallende Oberflächenwasser und geklärte Abwasser 
wird in die vorhandenen Vorfluter des Sielverbandes 
obere Gieselau geleitet. 

Das auf den privaten Grundstücken anfallende Oberflä­
chenwasser ist zur Anreicherung des Grundwassers auf 
denselben in den Untergrund einzuleiten (z. b. durch 
Verrieselungsanlagen oder Sickerschächte). 

Die Einleitung des Oberflächenwassers in die Vorf_luter 
hat im Einvernehmen mit den Fachbehörden, dem Deich­
und Hauptsielverband in Hemmingstedt, dem Amt für 
Land- und Wasserwirtschaft in Heide und der Wasserbe­
hörde des Kreises Dithmarschen in Heide zu erfolgen. 

.., ... 

-t 
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8. Straßenerschließung 

10. 

Die äußere Erschließung erfolgt über die L 316 
(ehemalige B 204). 

Die Planstraße Aist als Erschließungsstraße für' die 
angrenzenden Grundstücke in einem allgemeinen Wohnge­
biet festgesetzt worden. Sie wird mit einem reduzier­
ten s.traßenprof il vorgesehen. In Bezug auf die geringe 
Größe des Plangeltungsbereiches des Bebauungsplanes 
- es werden nur 4 Grundstücke erschlossen - wird auf 
die Festsetzung von Gehwegen verzichtet. Durch diese. 
Maßnahme einschließlich weiterer baulicher Maßnahmen, 
wie z. B. Aufpflasterung ,. soll eine natürliche 
Verkehrsberuhigung erreicht werden. 

Die festgesetzten privaten Stellplätze werden 
rückläufig über e~nen privaten Fußweg im Bereich des 
Grundstückes Nr. 3 zum Betriebsgrundstück außerhalb 
des vorliegenden Plangeltungsbereiches (Flurstück 
21./5) verbunden. 

Ruhend~r Verkehr 

Die:nach der Landesbauordnung Schleswig-Holstein er­
forderlichen Stellplätze sind auf den Grundstücken 
selbst zu errichten. 

Darüber hinaus werden im Plangebiet 12 Stellplätze für 
die Beschäftigten eines Ingenieurbüros außerhalb des 
vorliegenden Plangeltungsbereiches fe~tgesetzt. 

Diese Stellplätze werden direkt mit dem ·Betriebsgrund­
stück· über eine private zuwegung (mit Gehrechen zu 
belastende Fläche zugunsten des Ingenieurbetriebes des 
Flurstückes Nr. 21/5) verbunden. 

Die öffentlichen Parkplätze sind im Verhältnis 1 : 3 
zu den notwendigen Pflichtstellplätzen - ca. 6 
Stellplätze/3 = 2 öffentliche Parkplätze erforderlich 
- in ausreichender Anzahl festgesetzt worden. 

Naturschutz und Landschaftspflege 

Die Realisierung des Bebauungsplanes - Errichtung der 
baulichen Anlagen und Erschließungsanlagen - auf· der 
bislang intensiv genutzten landwirtschaftlichen Fläche 
·stellt nach dem Landesnaturschutzgesetz (LNatSchG) 
Schleswig-Holstein vom 16.06.1993 einen Eingriff in 
Natur und Landschaft dar. · · 
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Die Versiegelung durch öffentliche Verkehrsflächen 
wird neben der Versiegelung der Flächenanteile durch 
die Wohnbebauung zu einer geringen Beeinträchtigung 
der Bodenfunktion führen . Der Eingriff ist in Bezug 
auf die lockere "Einfamilienhausbebauung" als nicht 
wesentlich beurteilt worden. Der Eingriff soll 
innerhalb des Baugebietes durch die Errichtung eines 
ca . 80,00 m langen Knicks an der Süd- Ost- Grenze des 
Plangeltungsbereiches ausgeglichen werden . 

Der Knick wird durch den Erschließungsträger im Zuge 
der Erschließung des Baugebietes errichtet. 

Neben der Errichtung eines neuen Knicks sind die vor­
handenen Knicks an den übrigen Grundstücksgrenzen zu 
erhalten. Nach§ 15 b LNatSchG sind Knicks besonders 
geschützt. Sie werden entsprechend nachrichtlich nach 
§ 9 Abs. 6 BauGB in die Bebauungsplansatzung 
übernommen. 

Die Erhaltung und Pflege der Knicks obliegt den 
künftigen Grundstückseigentümern . 

11 . Kosten 

Die Erschließungskosten einschließlich der Kosten für 
die Abwasserbeseitigung, Wasser- und Energieversorgung 
werden derzeit auf rund 100.000,00 DM geschätzt. 

Die Erschließung wird im Rahmen eines Erschließungs­
vertrages nach§ 124 BauGB durch die Gemeinde einem 
Erschließungsträger übertragen. Gegenstand des Vertra­
ges sind neben der Durchführung der Erschließungsmaß­
nahmen die Übernahme der Erschließungskosten ein­
schließlich der nach§ 129 BauGB 10%igen Anteils des 
beitragsfähigen Aufwandes. 

Für die Aufwendungen der Schmutzwasserkanalisation und 
der Wasserversorgung erhebt die Gemeindekostendecken­
de Beiträge nach dem Kommunalabgabengesetz. 

Albersdorf, den 1 i , !fä~z i9~lj 
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